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E i n l a d u n g 
 

 
 

Sitzung Nr. 24/2016 
ASS Nr. 2/2016 

 
 
An die Mitglieder  
des Ausschusses für Schule, Soziales und demographischen 
Wandel 
der Stadt Bornheim 

Bornheim, den 31.03.2016 
 
Sehr geehrte Damen und Herren, 
 
zur nächsten Sitzung des Ausschusses für Schule, Soziales und demographischen 
Wandel der Stadt Bornheim lade ich Sie herzlich ein.  
Die Sitzung findet am Dienstag, 12.04.2016, 18:00 Uhr, im Ratssaal des Rathauses 
Bornheim, Rathausstraße 2, statt. 
Die Tagesordnung habe ich im Benehmen mit dem Bürgermeister wie folgt festgesetzt: 
 
TOP Inhalt Vorlage Nr. 

 Öffentliche Sitzung 
 

 

1 Bestellung eines Schriftführers/einer Schriftführerin  
2 Verpflichtung von Ausschussmitgliedern  
3 Einwohnerfragestunde  
4 Vorstellung des gemeinnützigen Vereins "Chancenwerk e.V." 212/2016-5 
5 Unterbringung von Flüchtlingen 233/2016-5 
6 Anregung nach § 24 GO NRW vom 15.02.2016 betr. Einrichtung 

eines Übergangswohnheims an der Grünewaldstr. 
(BürgA 15.03.2016) 

178/2016-5 

7 Sachstandsbericht zum Projekt "Demografischer Wandel" 204/2016-INK 
8 Antrag der Fraktion Bündnis 90/Die Grünen vom 24.05.2015 betr. 

integratives und generationsübergreifendes Quartier 
122/2016-INK 

9 Antrag der Fraktion Bündnis 90/Die Grünen vom 19.01.2016 betr. 
Information zur Vermietung an Flüchtlinge 

089/2016-5 

10 Antrag der FDP-Fraktion vom 15.02.2016 betr. W-Lan in Unterkünf-
ten für Flüchtlinge 

177/2016-1 

11 Antrag der Fraktion Bündnis 90 / Die Grünen vom 07.03.2016 betr. 
Stärkung der kommunalen Eigenverantwortung durch flexiblere Ge-
staltung der "Verordnung über die Mindestgrößen von Förderschu-
len" 

209/2016-5 

12 Antrag der Fraktion Bündnis 90 / Die Grünen vom 07.03.2016 betr. 
Begegnungszentren für soziale Integration 

210/2016-5 

13 Mitteilung betr. Spielgeräte auf städtischen Schulhöfen 190/2016-4 
14 Mitteilung betr. Anmeldezahlen in den weiterführenden Schulen im 

Stadtgebiet Bornheim zum Schuljahr 2016/17 
240/2016-5 

15 Mitteilung betr. Sachstand der Baumaßnahmen an den städtischen 
Schulen 

 

16 Aktuelle Mitteilungen und Beantwortung von Fragen aus vorherigen 
Sitzungen 

214/2016-1 

17 Anfragen mündlich  
2/22



   

 Nicht-öffentliche Sitzung 
 

 

18 Unterbringung von Flüchtlingen 234/2016-5 
19 Vergaben im Zusammenhang mit der Unterbringung von Flüchtlin-

gen 
235/2016-5 

20 Genehmigung der Dringlichkeitsentscheidung zum Kauf von Wohn-
containeranlagen zur Unterbringung von Flüchtlingen für die Stand-
orte Feldchenweg und Holzweg 

191/2016-1 

21 Genehmigung der Dringlichkeitsentscheidung zu Lieferung und Mon-
tage einer Wohncontaineranlage am Standort Allerstraße, Hersel, 
sowie an einem weiteren, noch nicht benannten Standort 

213/2016-1 

22 Vergabe des Auftrages zur Lieferung von Schulbüchern für das 
Schuljahr 2016/2017 

073/2016-1 

23 Vergabe des Auftrages für Bodenbelagsarbeiten in der Grundschule 
Waldorf 

166/2016-1 

24 Vergabe des Auftrages für Maler- und Lackierarbeiten und Betonin-
standsetzung in der Grundschule Waldorf 

188/2016-1 

25 Aktuelle Mitteilungen und Beantwortung von Fragen aus vorherigen 
Sitzungen 

236/2016-1 

26 Anfragen mündlich  
 
 

Mit freundlichen Grüßen 
 
 
 
Gezeichnet: Wilfried Hanft beglaubigt:  

 (Vorsitzende/r)  (Verwaltungsfachwirt) 
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Ausschuss für Bürgerangelegenheiten 15.03.2016 
Ausschuss für Schule, Soziales und demographischen Wandel 12.04.2016 
 
  öffentlich  Vorlage Nr. 178/2016-5 

    Stand 16.02.2016 
 
Betreff 
 

Anregung nach § 24 GO NRW vom 15.02.2016 betr. Einrichtung eines 
Übergangswohnheims an der Grünewaldstr. 

 
Beschlussentwurf Ausschuss für Bürgerangelegenheiten 
 
Der Ausschuss für Bürgerangelegenheiten nimmt die Ausführungen der Verwaltung zur 
Kenntnis.  
 
Beschlussentwurf Ausschuss für Schule, Soziales und demographischen Wandel 
 
Der Ausschuss für Schule, Soziales und demographischen Wandel nimmt die Ausführungen 
der Verwaltung zur Kenntnis. 
 
Sachverhalt 
 
Die Anregung nach § 24 GO NRW vom 15.02.2016 ist in der Anlage beigefügt. 
 
Frage1: 
Was war der Grund und wie kam es zu dieser Änderung des Standortes? Gibt es einen ver-
nünftigen Grund für diese Änderung, der die Verwaltung veranlasst hat, den ursprünglichen 
Standort an der Spitzwegstraße nicht mehr zu berücksichtigen, und stattdessen den Standort 
Grünewaldstraße als die geeignetste Lösung vorzuschlagen?  
 
Antwort: 
Bei dem Bürgerinformationsgespräch zum Standort Spitzwegstraße wurden von den anwe-
senden Bürgern drei Alternativstandorte zur Verlagerung angeboten bzw. vorgeschlagen. 
Von der Verwaltung wurden die alternativen Standorte geprüft. Da zwei der Alternativstand-
orte auf Grund der Lage, Größe und Beschaffenheit nicht weiter verfolgt werden konnten, 
verblieb als einzige Alternativlösung der Standort nahe Grünewaldstraße. Auf Grund des 
Zeitdrucks war eine kurzfristige Entscheidung des Rates erforderlich. Nach Vorlage des 
Sachverhaltes hat der Rat der Stadt Bornheim über den Standortwechsel entschieden.  
 
Die Verlagerung des Standortes wurde seitens des Ortsvorstehers unterstützt.  
 
Frage 2:  
Wie lautet die Stellungnahme der Bezirksregierung bzw. der unteren Landschaftsbehörde 
zur Aufstellung der Container für die Unterbringung der Flüchtlinge an dem Standort Grüne-
waldstraße? 
 
Antwort: 
Aufgrund des Zeitdrucks befindet sich der Bauantrag für das Vorhaben noch in der Erstel-
lung. Deshalb konnten auch von der Bauaufsichtsbehörde noch keine Behördenbeteiligun-
gen durchgeführt werden. Es gab jedoch grundsätzliche Abstimmungen mit der Unteren 
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Landschaftsbehörde, so dass mit einer positiven Beurteilung gerechnet wird.  
Das wesentliche Ziel der Schutzausweisung im Flächennutzungsplan war und ist eine dau-
erhafte Bebauung der Fläche auszuschließen und den freien Landschaftsraum zu erhalten. 
Die Schutzausweisung der Fläche als „Fläche zum Schutz von Boden, Natur und Land-
schaft“ im Flächennutzungsplan ist eine Selbstbindung der Stadt Bornheim und keine Vorga-
be der Bezirksregierung. Insofern sind von Seiten der Bezirksregierung keine Einwände zu 
erwarten. 
 
Bei den geplanten Containeranlagen handelt es sich um mobile Gebäude, die dort für einen 
Zeitraum von drei Jahren aufgestellt werden sollen. Dies ist nach § 246 BauGB (13) auch im 
Außenbereich für mobile Unterkünfte für Flüchtlinge und Asylbegehrende bis zum 
31.12.2019 planungsrechtlich für eine Befristung von längstens drei Jahren zulässig. Der 
geschützte Landschaftsbestandteil Böschung der Vorgebirgsbahn wird von dem Bauvorha-
ben nicht tangiert. Nach dem Landschaftsplan liegt der geplante Standort Grünewaldstraße 
nicht im Landschaftsschutzgebiet. Zum Schutz der Fauna wird auf dem Gelände eine Arten-
schutzprüfung durchgeführt. Nach Aufgabe der befristeten Nutzung werden die baulichen 
Anlagen zurückgebaut und das Gelände rekultiviert. Die Fläche steht dann wieder vollum-
fänglich für die eigentlichen Zwecke zur Verfügung. 
 
Anlagen zum Sachverhalt 
 
Anregung 
Anregung (Auszug Pressebericht) 
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Auszug aus dem Generalanzeiger Mitte Januar 2016 

 

Anwohner sorgen sich um Sicherheit 
Der Beigeordnete Markus Schnapka (rechts, mit Mikrofon) informiert die Bürger in der 
Pfarrkirche Sankt Albertus Magnus darüber, wie die Asylbewerber in Dersdorf untergebracht 
werden sollen.  

12.01.2016 Bornheim-Dersdorf. Rund 200 Bürger hatten sich am Montagabend in der 
Dersdorfer Pfarrkirche Sankt Albertus Magnus versammelt, um sich über das  geplante 
Flüchtlingsheim im Ort zu informieren. Ebenso dringlich schien jedoch das Bedürfnis der 
Anwesenden, ihrem Ärger und ihren Ängsten Luft zu machen. 

Äußerungen zu den Vorfällen in der Silvesternacht in Köln, als es unter anderem zu sexuellen 
Übergriffen auf Frauen und zu Diebstählen gekommen war, hatten die Atmosphäre schon zu 
Beginn aufgeheizt. Daher hatte der Beigeordnete Markus Schnapka zunächst die schwierige 
Aufgabe, die Menge zur Disziplin zu rufen. 

"Es ist keine einfache Situation, unsere Kultur wird auf die Probe gestellt", räumte Schnapka 
ein, bevor er die Pläne für die Wohnanlage, die an der Dersdorfer Spitzwegstraße entstehen 
wird, darlegte. Auf einem 2600 Quadratmeter großen Grundstück sollen in zwei 
Wohnblöcken zu je 22 Containern insgesamt 64 Flüchtlinge untergebracht werden. Pro 
Wohnblock gibt es vier Sanitärcontainer und zwei Küchen. In den Zimmern werden zwei bis 
drei Personen Platz finden. Parkplätze für Helfer sind ebenfalls auf dem Areal vorgesehen. Ab 
Februar soll mit der Herrichtung des Grundstückes begonnen werden, der Bezug ist für Ende 
Februar geplant. 

Weil der Standort Spitzwegstraße in Dersdorf auf große Kritik gestoßen war, ging Schnapka 
auch darauf ein, warum die Alternativgrundstücke am Hohlenberg, in der Nähe der 
Grünewaldstraße auf Höhe der Hausnummer 28 und Karnapsweg nicht ausgewählt wurden. 
Während beim  Standort am Hohlenberg eine erforderliche Rodung und der Artenschutz zum 
Ausschluss führten, kam das Grundstück in der Nähe der Grünewaldstraße aufgrund seiner 
Größe nicht infrage: Die Aussicht auf Genehmigung der Bezirksregierung stehe schlecht, so 
Schnapka. 

Schnapka: "Asyl ist ein Grundrecht" 

Die Fläche am Karnapsweg wiederum sei zu schmal für die Anlage. Kritisiert wurde unter 
anderem, dass die geplanten Unterkünfte an der Spitzwegstraße und am Breniger Rubens- 
beziehungsweise Meuserweg nur wenige hundert Meter voneinander entfernt liegen werden. 
"Wir sind nicht mehr in der Position, den idealen Standort zu suchen", verteidigte Schnapka 
die Entscheidung. Große Sorge bereitet den Anwohnern die Sicherheit. Fragen wie "Wenn in 
der Anlage zum großen Teil Männer untergebracht werden, soll ich meine Frau dann 
wegsperren?" wurden gestellt. "Wir können uns nicht aus der Verantwortung stehlen, diese 
Menschen unterzubringen. 

"Asyl ist ein Grundrecht", argumentierte Schnapka. Zum Einwand, ob die Verantwortung 
gegenüber der Bornheimer Bevölkerung nicht größer sei, sagte er, dass man dies nicht 
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gegeneinander aufrechnen könne. Wachdienst und Nachtstreife seien im Stadtgebiet in den 
letzten Tagen erhöht worden, berichtete Schnapka. Auch für die Anlage in Dersdorf sei neben 
der Betreuung durch Sozialarbeiter und Hausmeister eine Polizeipräsenz vorgesehen. 

Trotz aller Kritik riefen anwesende ehrenamtliche Flüchtlingshelfer dazu auf, auf die 
Menschen zuzugehen. "Integration ist das beste Mittel, um Konflikte zu vermeiden." 
 Dersdorfs Ortsvorsteher Ewald Keils mahnte: "Wir sollten die Menschen nicht wie 64 
Flüchtlinge, sondern wie 64 Nachbarn aufnehmen." (Sonja Weber) 

 

Quelle: 

http://www.general-anzeiger-bonn.de/region/vorgebirge-voreifel/bornheim/Anwohner-sorgen-sich-
um-Sicherheit-article1801360.html 
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Ausschuss für Schule, Soziales und demographischen Wandel 12.04.2016 
Ausschuss für Stadtentwicklung 18.05.2016 
 
  öffentlich  Vorlage Nr. 204/2016-INK 

    Stand 03.03.2016 
 
Betreff 
 

Sachstandsbericht zur Projekt "Demografischer Wandel" 

 
Beschlussentwurf Ausschuss für Schule, Soziales und demographischen Wandel 
 
Der Ausschuss für Schule, Soziales und demographischen Wandel nimmt die Ausführungen 
der Verwaltung zur Kenntnis. 
 
Beschlussentwurf Ausschuss für Stadtentwicklung 
 
Der Ausschuss für Stadtentwicklung nimmt die Ausführungen der Verwaltung zur Kenntnis. 
 
Sachverhalt 
 
Der Rat erteilte in seiner Sitzung am 04.12.2014 den Auftrag, ein Projekt zu entwickeln, bei 
dem Mitglieder des Rates, Vertreter von Organisationen und der Verwaltung fachübergrei-
fende Handlungsfelder zur Herausforderung des demografischen Wandels in Bornheim erar-
beiten. Die Moderation des Projektes soll als externer Auftrag vergeben werden.  
 
Die diesem beschlossenen Projekt zu Grunde liegende -vorläufige- Konzeption wird folgende 
3 Phasen umfassen: 

1. Schaffung von Grundlagen:  

Diese erste Phase dient zunächst 

 der Ermittlung von demographischen und sozioökonomischen Daten 

 Analyse dieser Ausgangslage und Aufzeigen von Trends bzw. Entwicklungslinien  

 der Erarbeitung von Bereichen, für die ein Handlungsbedarf festgestellt wird und 

 deren Reflexion mit Multiplikatoren aus den Ortschaften Bornheims (z.B. Ortvorste-
her und Ortsvorsteherinnen), mit den Mitgliedern des Seniorenbeirates, des Integra-
tionsrates sowie des Kinder- und Jugendparlaments. 

Sie schließt mit der Erstellung eines Demografieberichts und dessen Präsentation in Ver-
waltung und Rat ab. 

2. Entwicklung eines konkreten Handlungskonzepts:  

Definition von konkreten Projekten innerhalb der zuvor definierten Handlungsfeldern durch 
Arbeitsgruppen mit Vertretern aus Rat und Verwaltung unter Beteiligung der Bürgerschaft 
(Vereine/Verbände/Interessensvertreter), Festlegung von Prioritäten, Zuständigkeiten und 
Umsetzungszeiträumen 

3. Umsetzung der im Handlungskonzept erarbeiteten Projekte  

Ö  7

11/22



204/2016-INK  Seite 2 von 2 
 

Die in der 2. Phase konkretisierten und beschlossenen Projekte werden sukzessive ent-
sprechend einer zuvor festgelegten Priorität umgesetzt. 

 
Die Bertelsmann Stiftung verfügt über eine umfassende Erfahrung, Kommunen bei der Ent-
wicklung von Strategien zum Umgang mit den Folgen des demografischen Wandels zu be-
gleiten. Die Verwaltung prüft derzeit eine Zusammenarbeit mit der Stiftung. 
 
Die Frage zur Entwicklung einer Konzeption für ein integratives und generationen-
übergreifendes Quartier wurde noch nicht abschließend in den zuständigen Ausschüssen 
beraten. Es bietet sich an, diese Fragestellung im Rahmen des Demografieberichts aufzu-
greifen und zu prüfen, inwieweit dieses Thema als Handlungsschwerpunkt für Bornheim de-
finiert werden sollte. 
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Ausschuss für Schule, Soziales und demographischen Wandel 12.04.2016 
Ausschuss für Stadtentwicklung 18.05.2016 
 
  öffentlich  Vorlage Nr. 122/2016-INK 

    Stand 27.01.2016 
 
Betreff 
 

Antrag der Fraktion Bündnis 90/Die Grünen vom 24.05.2015 betr. integratives 
und generationsübergreifendes Quartier 

 
Beschlussentwurf Ausschuss für Schule, Soziales und demographischen Wandel 
 
Der Ausschuss für Schule, Soziales und demographischen Wandel beschließt, dass ein 
Konzept für ein integratives und generationsübergreifendes Quartier im Rahmen der Erstel-
lung eines Berichts zum Demografischen Wandel in Bornheim weiterverfolgt wird. 
 
Beschlussentwurf Ausschuss für Stadtentwicklung 
 
Der Ausschuss für Stadtentwicklung beschließt, dass ein Konzept für ein integratives und 
generationsübergreifendes Quartier im Rahmen der Erstellung eines Berichts zum Demogra-
fischen Wandel in Bornheim weiterverfolgt wird. 
 
Sachverhalt 
 
Der Antrag der Fraktion Bündnis 90/Die Grünen vom 24.05.2015 ist beigefügt. 
Generell ist die Entwicklung eines integrativen und generationsübergreifenden Quartiers auf 
jeder Wohnbaufläche des Flächennutzungsplans möglich. Es bedarf keiner speziellen Fest-
setzungen im Bebauungsplan. Die Festsetzung eines typischen Wohngebiets mit einer Mi-
schung aus Einzel-, Doppel-, Reihenhäuser und Mehrfamilienhäusern erscheint ausreichend.  
 
Weitere Festsetzungen zur Bewohnerstruktur sind planungsrechtlich in einem Angebotsbe-
bauungsplan nicht möglich, dieses könnte ggf. nur in einem Vorhabenbezogenen Bebau-
ungsplan geregelt werden.  
 
Da die Stadt nicht über Flächen zur eigenen Entwicklung eines integrativen und generati-
onsübergreifenden Quartiers verfügt, muss ein spezialisierter Vorhabenträger gefunden wer-
den, welcher über Flächen verfügt und den Willen hat ein integratives/ generationsübergrei-
fendes Quartiers in Bornheim zu entwickeln. 
 
Im Rahmen der Wohnbauflächenbewertung zum Flächennutzungsplan 2011 wurden auf 
Grund der Lagekriterien -300 m-Radius zur Nahversorgung und zur Haltestelle der Stadt-
bahn bzw. Deutschen Bahn- für alternative Wohnformen besonders geeignete Flächen  ge-
funden (siehe Vorlage 488/2014-7). Folgende Flächen sind besonders geeignet:  

- Hersel (He-N-03-W), Hubertusstraße, He 31 
- Walberberg (Wb-R-01-W), Annograben 
- Waldorf (Wd-N-01-W + Wd-N-01-M) Guter-Hirt-Pfad u. Blumenstraße teilweise. 
- Bornheim (Bo 10), Kallenbergstraße 
- Bornheim (Bo-R-04-W), Kalkstraße 

 
Entsprechend dem Ratsbeschluss vom 04.12.2014 entwickelt die Verwaltung derzeit ein 

Ö  8
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Projekt, in dem fachübergreifend Handlungsfelder hinsichtlich der Herausforderung des de-
mografischen Wandels in Bornheim definiert werden sollen. Eines dieser Handlungsfelder 
könnte in der Schaffung eines integrativen und generationsübergreifenden Quartiers liegen. 
Die Verwaltung schlägt daher vor, dieses Thema innerhalb des Demografieberichts weiter-
zuentwickeln. 
 
Anlagen zum Sachverhalt 
 
Antrag vom 24.05.2015 

14/22



 
 

Fraktion "Bündnis 90/Die Grünen" 
im Rat der Stadt Bornheim 
Rathaus, 53332 Bornheim 
www.gruene-bornheim.de 
 

 
    Bornheim, 24.05.2015 

An die Vorsitzenden des Ausschusses für Stadtentwicklung    
und des Ausschusses für Schule, Soziales & demographischen Wandel 
Herrn Hans-Dieter Wirtz und  Herrn Wilfried Hanft                                           
Rathaus,  53332 Bornheim 
 
 
Sehr geehrte Herren, 
nehmen Sie bitte den nachfolgenden Antrag auf die Tagesordnung der nächsten Sitzungen vom 
Ausschuss für Stadtentwicklung und vom Ausschuss Schule, Soziales & demographischen 
Wandel  
 
Mit freundlichem Grüßen 
gez. Manfred Quadt-Herte  Dr. Arnd J. Kuhn    Dr. Frank Wösten 

(Fraktionssprecher)   (Stellv. Fraktionssprecher)  (Sozialpolitischer Sprecher) 

und Fraktion „Bündnis‘90/Die Grünen“ 

 

 

„Integratives und generationsübergreifendes Quartier“  

Beschlussvorschlag: Hiermit wird die Verwaltung der Stadt Bornheim beauftragt, in enger Zu-
sammenarbeit mit der beschlossenen und nun zu gründenden Querschnittsgruppe „Demographi-
scher Wandel“: 

- ein Konzept für ein integratives und generationen-übergreifendes Quartier zu entwickeln; 

- in mindestens einem der nun anstehenden zu beplanenden Baugebiete ein solches Kon-
zept vorzusehen; 

- zu prüfen, inwieweit Fördermittel für die Entwicklung eingeworben werden können, z.B. aus 
dem neuen Förderangebot des NRW-Ministeriums für Gesundheit, Emanzipation, Pflege & 
Alter, mit dem ein nachhaltiger Prozess der Entwicklung von Quartiersangeboten in den 
NRW-Kommunen angestoßen werden soll; 

- gezielt Projektentwickler und Bauträger für ein solches Projekt anzusprechen und zu ge-
winnen; 

- in beiden Ausschüssen regelmäßig über den Entwicklungsstand zu berichten. 

Ö  8
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Begründung: 

Der Bedarf nach solchen Quartieren ist nicht nur aus demographischen Gründen ableitbar, son-
dern auch sichtbar, wie entsprechende Projekte z.B. in Bonn oder Alfter zeigen.  

Angesichts des Umbruchs traditioneller und familiärer Bindungen als einer der Hauptaspekte des 
demographischen Wandels ist ein generationenübergreifender Ansatz unabdingbar. In diesem  
sollen sich Kinder und Jugendliche, Familien und andere Lebensgemeinschaften, ältere und be-
hinderte  Menschen als Zielgruppe einer integrierten Stadt- und Siedlungspolitik in Bornheim wie-
derfinden. Generationenübergreifendes Zusammenleben bildet eine Grundlage für  ein besseres 
Verständnis von Jung und Alt. Eine zukunftsorientierte Kommune muss hier ein Angebot aufwei-
sen, sei es für Wohnraum, Infrastruktur oder bei weiteren vielfältigen kommunalen Aufgaben. 
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Ausschuss für Schule, Soziales und demographischen Wandel 12.04.2016 
 
  öffentlich  Vorlage Nr. 177/2016-1 

    Stand 07.03.2016 
 
Betreff 
 

Antrag der FDP-Fraktion vom 15.02.2016 betr. W-LAN in Unterkünften für 
Flüchtlinge 

 
Beschlussentwurf 
 
Der Ausschuss für Schule, Soziales und demografischen Wandel nimmt die Ausführungen 
der Verwaltung zur Kenntnis. 
 
Sachverhalt 
 
Die FDP-Fraktion hat beantragt, in allen Unterkünften für Flüchtlinge (Sammelunterkünfte, 
Wohnhäuser, Wohnungen) kostenfreies W-LAN einzurichten. Sie hat den Antrag auf die 
Flüchtlinge beschränkt, die „keinen geregelten Status“ haben. Der Antrag ist als Anlage bei-
gefügt. 
 
Kostenfreies W-LAN für Flüchtlinge wird in den „betreuten“ größeren Anlagen Wallrafstraße 
und Ühlchen 17 bereits angeboten. Das Angebot wird von der Fa. Telefonica GmbH (eplus) 
bzw. der Deutschen Telekom GmbH gestellt. In beiden Fällen tritt der Malteser Hilfsdienst 
e.V. als Standortpartner auf. Vertragliche Bindungen der Stadt Bornheim bestehen in beiden 
Fällen nicht. 
 
Beide Anlagen werden sowohl von nicht registrierten Flüchtlingen als auch von Asylbewer-
bern bewohnt. Es kann für die Zukunft nicht ausgeschlossen werden, dass diese Anlagen 
auch von abgelehnten Asylbewerbern mit Ausreiseverpflichtung und anerkannten Personen 
mit befristetem Aufenthaltstitel bewohnt werden. Aufgrund der Versorgung mit Nahrungsmit-
teln erhalten die Bewohner dieser Anlagen einen gekürzten Regelsatz. 
 
Alle übrigen Flüchtlinge in städtischen Einrichtungen, angemieteten Wohnobjekten und pri-
vatem Wohnraum erhalten einen ungekürzten Regelsatz, in dem auch Ausgaben für Tele-
kommunikation, Medien usw. enthalten sind. 
 
Eine Ausweitung des W-LAN-Angebotes auf weitere Unterkünfte würde einen erheblichen 
Verwaltungsaufwand verursachen: Jede Änderung des Aufenthaltsstatus und jede Änderung 
der Belegung müsste zu einer Änderung des W-LAN-Angebotes und der damit verbundenen 
Verträge führen. Häufig sind Personen mit unterschiedlichem Aufenthaltsstatus in der glei-
chen Unterkunft untergebracht, so dass eine Unterscheidung beim W-LAN-Angebot nicht 
möglich wäre. 
 
Anlagen zum Sachverhalt 
 
Antrag 
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FDP Fraktion Bornheim Servatiusweg 19-23 53332 Bornheim 

Herrn 
Wilfried Hanft  

Vorsitzender des  Ausschusses für Schule, 
Soziales und demographischen Wandel 
Rathausstr. 2 
53332 Bornheim 
 

 
 
 
 
 
Sehr geehrter Herr Hanft, 
 
hiermit stellen wir gemäß § 3 (1) GeschO den folgenden Antrag für die 
kommende Sitzung des Ausschusses für Schule, Soziales und 
demographischen Wandel der Stadt Bornheim: 
 

W-Lan in Unterkünften für Flüchtlinge 
 
 

Beschlussentwurf:  
 
Der Ausschuss für Schule, Soziales und demografischen Wandel beauftragt 
den Bürgermeister, in allen Unterkünften (Sammelunterkünfte, 
Wohnhäuser, Wohnungen) für Flüchtlinge kostenfreies W-Lan für die 
Bewohner einzurichten. Gegebenenfalls verfügbare Förderprogramme sind 
möglichst zu nutzen. 
 
Begründung:  
 
Für viele Flüchtlinge ist das Smartphone die einzige Möglichkeit, um Kontakt 
zur Familie zu halten und Informationen zu beziehen. Eine 
Internetverbindung über W-Lan ist deutlich preisgünstiger als die Nutzung 
des mobilen Internets, das in Teilen des Stadtgebiets außerdem nicht in 
ausreichender Qualität zur Verfügung steht. 
 
Die FDP-Fraktion erachtet die Versorgung mit W-Lan als einen Teil der 
Grundversorgung für Flüchtlinge. Über das Internet sind soziale Kontakte, 
gesellschaftliche Teilhabe und Zugang zu Informationen vergleichsweise 
preiswert möglich. Die Stadt Bornheim sollte daher die Kosten für 

Bornheim, 15. Februar 2016 
 
Alexander Schüller 
Fraktionsgeschäftsführer 
 
FDP Fraktion Bornheim 
Servatiusweg 19-23 
Haus B 3. OG 
53332 Bornheim 
 
fraktion@fdp-bornheim.de 
www.fdp-bornheim.de 
 
T: 0 22 22 99 56 355 
F: 0 22 22 99 56 400 
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entsprechende Anschlüsse übernehmen und dabei Förderprogramme prüfen 
und gegebenenfalls nutzen. 
 
Sobald die Flüchtlinge einer Wohneinheit in einen geregelten Status 
wechseln und eine Arbeit annehmen dürfen oder durch andere soziale 
Sicherungssysteme übernommen werden, kann die Maßnahme für diese 
Einheit wieder eingestellt werden. 
 
Mit freundlichen Grüßen 
 
gez. Matthias Kabon, Steffen Zander und Fraktion. 
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Ausschuss für Schule, Soziales und demographischen Wandel 12.04.2016 
 
  öffentlich  Vorlage Nr. 190/2016-4 

    Stand 24.03.2016 
 
Betreff 
 

Mitteilung betr. Spielgeräte auf städtischen Schulhöfen 

 
Sachverhalt 
 
Als Spielplatzbetreiber ist die Stadt Bornheim  für die Sicherheit der Spielgeräte auf den 
städtischen Schulhöfen verantwortlich. In diesem Zusammenhang ist die Stadt  gesetzlich 
verpflichtet, die Spieleinrichtungen in regelmäßigen Abständen zu kontrollieren und zu war-
ten, damit die Verkehrssicherheit gewährleistet ist. 
In diesem Zusammenhang sind wöchentliche Sicht- und quartalsmäßige operative Kontrollen 
durchzuführen. Die Kontrollen der Spielgeräte wurden bisher durch hierfür  geschulte Haus-
meister durchgeführt. Da die Anforderungen an die sachkundigen Personen durch eine neue 
DIN-Norm (DIN SPEC 79161) präzisiert bzw. vereinheitlicht worden sind, verfügen die 
Hausmeister nicht über die aktuell gültige Qualifikationsnorm. Um ein für die Stadt Bornheim 
einheitliches und gerichtsrelevantes Verfahren zu gewährleisten, wird die Prüfung der Spiel-
gräte auf den städtischen Schulhöfen künftig von einem externen Unternehmen mit der Zerti-
fizierung nach DIN SPEC 79161 durchgeführt. Diese Regelung wird bereits für die Prüfung 
der Spielgeräte auf den städtischen Spielplätzen und in den Kindertageseinrichtungen um-
gesetzt.  
 
Beschaffung und Reparaturen von Spielgeräten auf Schulhöfen 
Bei der Beschaffung von Spielgeräten auf Schulhöfen handelt es sich um eine freiwillige 
Leistung. Folglich sind die Spielgeräte auf Schulhöfen in der Vergangenheit durch die För-
dervereine angeschafft worden. Notwendige Reparaturen und Instandhaltungsarbeiten an 
den Geräten wurden ebenfalls vom Förderverein vorgenommen. Künftig werden die im Zu-
sammenhang mit den regelmäßigen Kontrollen festgestellten Mängel durch ein von der Stadt  
Bornheim beauftragtes Unternehmen beseitigt. Durch diese Vorgehensweise wird sicherge-
stellt, dass sich die Spielgeräte, die i.d.R. auch außerhalb des Schulbetriebs intensiv von der  
Allgemeinheit genutzt werden, in einem verkehrssicheren Zustand befinden. 
 
Finanzielle Auswirkungen 
 
Die Kosten für die gesetzlich vorgeschriebenen Kontrollen und Kleinstreparaturen betragen 
ca.15.000€ jährlich. Die Kosten für größere Reparatur und Fallschutzmaßnahmen können 
erst nach Vorliegen der bereits in Auftrag gegebenen Ist-Bestandsaufnahme ermittelt wer-
den.   
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Ausschuss für Schule, Soziales und demographischen Wandel 12.04.2016 
 
  öffentlich  Vorlage Nr. 240/2016-5 

    Stand 22.03.2016 
 
Betreff 
 

Mitteilung betr. Anmeldezahlen in den weiterführenden Schulen im 
Stadtgebiet Bornheim zum Schuljahr 2016/17 

 
Sachverhalt 
 
An den weiterführenden Schulen im Stadtgebiet wurden durch die jeweiligen Schulleitungen 
für die Eingangsklassen zum Schuljahr 2016/17 insgesamt 481 Schülerinnen und Schüler 
(Anmeldungen insgesamt 593 Schülerinnen und Schüler) aufgenommen. 
 
Eine differenzierte Aufstellung über die Anmelde- und Aufnahmezahlen der einzelnen weiter-
führenden Schulen im Stadtgebiet Bornheim ist der Tabellen unten zu entnehmen.  
 
Bedingt durch die organisatorischen Rahmenbedingungen sind folgende Klassenbildungen 
(5. Schuljahr) an den einzelnen Schulen vorgesehen: 

- Europaschule Bornheim / 6 Klassen, 
- Alexander-von-Humboldt-Gymnasium / 4 Klassen, 
- Heinrich-Böll-Sekundarschule Merten / 3 Klassen, 
- Gymnasium der Ursulinenschule Hersel / 3 Klassen, 
- Realschule der Ursulinenschule Hersel / 2 Klassen. 

 
Die einzelnen Angaben basieren auf den Meldungen der jeweiligen Schulleitungen. 
 
Anmeldezahlen in den weiterführenden Schulen im Stadtgebiet Bornheim - Schuljahr 
2016/17 

Schule 
Anmel-
dungen 

insgesamt 

Anmel-
dungen mit 
Wohnsitz 
Stadtge-
biet Born-

heim 

%-Anteil 
Bornhei-

mer Kinder 

Aufnah-
men ins-
gesamt 

Aufnah-
men mit 
Wohnsitz 
Stadtge-
biet Born-

heim 

%-Anteil 
Bornhei-

mer Kinder 

Europaschule Bornheim 215 144 67,0 162 110 67,9 

Alexander-von-Humboldt-
Gymnasium 100 84 84,0 100 84 84,0 

Sekundarschule Merten 74 46 62,2 70 45 64,3 

Schulträger Bornheim ins-
gesamt 389 274 70,4 332 239 72,0 

Ursulinenschule Her-
sel/Gymnasium 113 37 32,7 86 30 34,9 

Ursulinenschule Her-
sel/Realschule 91 18 19,8 63 16 25,4 
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Privatschulen insgesamt 204 55 27,0 149 46 30,9 

Schulen insgesamt 593 329 55,5 481 285 59,3 
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